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E
s war vor allem der so genannten
„Koalitionsgeschichtsschreibung“
geschuldet, dass der maßgebliche

Anteil der KPÖ am Wiederaufbau der
Zweiten Republik bisher kaum Thema
wissenschaftlicher Auseinandersetzung
war. Maßgeblicher Interpretationsrah-
men für die Analyse der KPÖ-Politik der
unmittelbaren Nachkriegszeit war in den
ersten – vom kalten Krieg geprägten –
Jahrzehnten die Sowjetisierungsthese,
die in der KPÖ einen Hebel für die an-
geblichen Sowjetisierungsabsichten der
Roten Armee sah. Die Absichtserklärun-
gen der KPÖ zur demokratischen Zu-
sammenarbeit wurden als bloß taktisch
motiviertes Manöver, als Tarnung für die
in Wahrheit versuchte Machtübernahme
interpretiert. In dieser Sicht erscheint die
Streikbewegung vom September und
Oktober 1950 als Höhepunkt einer lan-
gen Reihe von Putschversuchen, als ver-
suchter Staatsstreich. Die Sowjetisie-
rungsthese samt Putschlegende domi-
nierte die gesamte vom Kalten Krieg be-
einflusste Geschichtsschreibung und
Memoirenliteratur der ersten Nach-
kriegsjahrzehnte.1

Ein wichtiger Hintergrund dieses Her-
angehens ist der mit dem Opfermythos
korrespondierende „Aufbaumythos“, der
die Zweite Republik in sozialpartner-
schaftlicher Manier zu einer großkoali-
tionären Erfolgsstory umdeutet. Im Zuge
des beginnenden Kalten Krieges machte
der antifaschistische Grundkonsens von
1945 rasch einem antikommunistischen
Konsens Platz: Die Nachkriegsgeschich-
te erschien nun als Abwehrkampf gegen
kommunistische Umsturzversuche, ÖVP
und SPÖ präsentierten sich als Retter
Österreichs vor der Verwandlung in eine
kommunistische Diktatur.

Vereinzelt ist die Sowjetisierungs- und
Putschthese auch heute noch anzutreffen,
und nicht nur bei Franz Olah, sondern
auch in der wissenschaftlichen Literatur,
etwa bei Roman Sandgruber im Band
„20. Jahrhundert“ der Reihe „Geschichte
Österreichs“ aus dem Jahr 2003.2 1997
warf der Salzburger Historiker Ernst Ha-
nisch am Zeitgeschichtetag die hypothe-
tische Frage auf, ob die 68er-Geschichts-
schreibung die „Gefahr der kommunisti-
schen Machtergreifung in Ostösterreich“
unterschätzt habe.3 In abgeschwächter

Form ist die „Putschlegende“ auch in der
im Vorjahr erschienenen Wirtschaftsge-
schichte Felix Butscheks herauszulesen.4

Nicht wegzudenken ist sie aus der po-
pulärwissenschaftlichen Literatur.5

Erste ausgewogenere wissenschaftli-
che Beschäftigungen mit der KPÖ-Poli-
tik der unmittelbaren Nachkriegszeit in
den 1970er Jahren wiesen nach, dass die
KPÖ zu keinem Zeitpunkt ein Instru-
ment von Machtergreifungsplänen der
Sowjetunion war und deuteten die KPÖ-
Strategie als Anpassung an genau gegen-
läufige sicherheitspolitische Interessen
der Sowjetunion, als Verzicht auf sozia-
listische Zielstellungen und im Grunde
konservative Konzeption.6 Parallel dazu
wurde in der zeitgeschichtlichen Litera-
tur die Einschätzung des Oktoberstreiks
als kommunistischer Putschversuch
überwunden.7 Neuere, differenziertere
Forschungen interpretieren die Politik
der KPÖ weder als Tarnungsmanöver
auf dem Weg zur Machtübernahme noch
als defensiven Verzicht auf revolutionäre
Zielsetzungen, sondern deuten ihre
Volksfrontkonzeption – im Einklang mit
den außenpolitischen Zielen der Sowjet-
union – als „mehrstufige“, auf den
„friedlichen Übergang zum Sozialismus“
abzielende Strategie.8

Ungeachtet zeitgeschichtlicher For-
schungen änderte sich jedoch wenig an
der Langlebigkeit österreichischer Ge-
schichtsmythen: In PolitikerInnenreden
und in Zeitungsartikeln ist bis zum heuti-
gen Tage immer wieder von den angebli-
chen Putschabsichten und Machtergrei-
fungsplänen der KPÖ die Rede, so auch
2005. Prominentestes Beispiel in diesem
Zusammenhang ist die Erklärung von
Kanzler Wolfgang Schüssel im März die-
ses Jahres (bei einer Veranstaltung der
Europäischen Rundschau zum 50. Jah-
restag des Staatsvertrags in der Raiffei-
sen Zentralbank), dass die Putschpläne
der KPÖ Realität gewesen seien, wobei
er in diesem Zusammenhang den „muti-
gen Widerstand dagegen“ hervorhob.9

Insgesamt hat im Gedenkjahr 2005 der
Beitrag der KPÖ zum demokratischen
Wiederaufbau kaum Erwähnung gefun-
den: Überblickt man die zahlreichen
Veranstaltungen, so war der Anteil der
KommunistInnen an der Befreiung, die
Tätigkeit der KPÖ in den ersten beiden

Nachkriegsregierungen, in den Landes-
regierungen und Gemeindeverwaltun-
gen, die praktische Aufbauarbeit der
KommunistInnen kein Thema der öffent-
lichen Auseinandersetzung.

Koplenig und Fürnberg 
in Moskau

In der Wissenschaftslandschaft und
medial ist die KPÖ im Gedenkjahr 2005
vor allem in einer Hinsicht präsent gewe-
sen, nämlich im Zusammenhang mit ei-
nem spektakulären Quellenfund in einem
Moskauer Archiv: Dem Protokoll einer
Aussprache des KPÖ-Vorsitzenden Jo-
hann Koplenig und Generalsekretärs
Friedl Fürnberg mit Andrej Zdanov, dem
für außenpolitische Fragen zuständigen
Politbüromitglied der KPdSU am 13. Fe-
bruar 1948 in Moskau, aus dem Pläne der
KPÖ hervorgehen sollen, auf eine Tei-
lung Österreichs hinzuarbeiten. Erstmals
war von jenem Dokument Ende März in
Zeitungsartikeln die Rede, in der Fern-
sehdokumentation von Hugo Portisch
wurde es prominent platziert und einer
breiten Öffentlichkeit bekannt gemacht.
Im vollen Wortlaut wurde es von Wolf-
gang Mueller im Periodikum Zeitge-
schichte veröffentlicht,10 im Herbst sind
zwei Dokumenteneditionen über die Rote
Armee und sowjetische Besatzungspoli-
tik erschienen, die das Protokoll beinhal-
ten.11 Aufbewahrt wird dieses Dokument
im Russischen Staatsarchiv für Sozial-
und Politikgeschichte (RGASPI), dem
ehemaligen Komintern- und Parteiarchiv
der VKP(b) bzw. KPdSU.

Zu Beginn dieser Aussprache legte
Zdanov die Position des ZK der KPdSU
dar und kritisierte die Linie der KPÖ. Das
ZK der KPdSU habe sich „mit den Mate-
rialien, die mit der Anreise der öster-
reichischen Genossen verbunden sind,
und den von ihnen gestellten Fragen ver-
traut gemacht […]“: „Das ZK der KPd-
SU teilt nicht in allem die Position des
ZK der KPÖ. Das ZK der KPdSU meint,
dass bei den österreichischen Genossen
nicht alles klar ist in Bezug auf die Per-
spektiven und die Taktik der Kommunisti-
schen Partei. Das ZK der KPÖ baut seine
Taktik darauf auf, dass die sowjetischen
Truppen noch länger auf dem Territorium
Österreichs bleiben sollen. Das ZK der
KPdSU ist damit nicht einverstanden. /

„Teilungspläne“ und „Putschabsichten“
Die KPÖ im Gedenkjahr 2005

Manfred Mugrauer



4/05

Beiträge 9

Bei den österreichischen Ge-
nossen gab es sogar Ge-
spräche darüber, dass eine
Teilung Österreichs besser
wäre als irgend eine andere
Perspektive. Das ZK der
KPdSU hält diese Einstel-
lung für grundsätzlich un-
richtig. Beide Einstellungen
des ZK der KPÖ sind gegen
das Prinzip der Unabhängig-
keit und Einheit Österreichs
gerichtet und können daher
nicht die Mehrheit des öster-
reichischen Volkes zufrieden
stellen.“

Schwerpunkt des Kamp-
fes für die Unabhängigkeit
und Souveränität eines Lan-
des müsse – gemäß der De-
klaration der Kominform-
Gründungskonferenz vom
September 1947 – „auf die
Entfesselung der inneren
national-demokratischen
Kräften in jedem Land ge-
legt werden“. Es gebe „kei-
ne Perspektive für die Ent-
wicklung der KPÖ, wenn sie
nicht den Kampf für die
Festigung der nationalen
Souveränität und Unabhän-
gigkeit Österreichs anführt.
Im entgegen gesetzten Fall erwartet sie
eine Sackgasse und Perspektivenlosig-
keit.“ Die KPÖ müsse sich für den Ab-
zug der Besatzungstruppen einsetzen
und sich auf die danach anstehenden
Aufgaben vorbereiten, so Zdanov.

Optimismus und Illusionen

Wie so oft stehen zeitgeschichtliche
Forschungsergebnisse und ihre journali-
stische Präsentation auch in dieser Frage
in einem alles andere als widerspruchs-
freien Zusammenhang. Aus dem eben Be-
richteten wird in einem Presse-Artikel die
Behauptung, dass die KPÖ die sowjeti-
sche Führung aktiv dazu gedrängt habe,
die Teilung Österreichs ins Auge zu fas-
sen.12 Auch im profil ist von einem dahin-
gehenden „Kurswechsel“ der KPÖ die
Rede.13 Beiden Beiträgen ist gemein, die
neu bekannt gewordenen Fakten mög-
lichst spektakulär zu vermarkten. Um den
Sensationswert zu unterstreichen, darf
auch der Hinweis auf die bisher „streng
geheimen Dokumente“, auf die sowjeti-
schen „Geheimarchive“ nicht fehlen.

Winfried Garscha hat in einem Beitrag
über die Regierungsarbeit Karl Altmanns
darauf hingewiesen, dass das Dokument
streng genommen eigentlich „nichts sen-

sationell Neues“ beinhalte. Bereits in den
1970er Jahren hat Hilde Koplenig in der
Fernsehserie „Österreich II“ berichtet,
dass es zwar einzelne Stimmen bis hinauf
in die Parteiführung gegeben habe, die
über die Möglichkeit einer Teilung spra-
chen, dass dies aber weder die offizielle
Parteilinie noch die Meinung der über-
wiegenden Mehrheit der Parteimitglieder
darstellte.14 Auch Viktor Matejka hat
1970 in einem Aufsatz in der Republik da-
von gesprochen, dass manche Politbüro-
Mitglieder davon ausgegangen seien, die
Machtergreifung könne mittels Teilung
des Landes oder aufgrund des dauernden
Verbleibens der sowjetischen Truppen
durchgeführt werden.15 In einer Sitzung
des Zentralkomitees im Mai 1955 hob
Matejka zwar die Leistung der KPÖ und
aller Fortschrittskräfte hervor, die drohen-
de Teilung Österreichs verhindert zu ha-
ben, erwähnte jedoch die Auffassung von
Genossen, die eine solche befürworteten
„und schon Posten verteilten“.16 Auch
Beispiele aus der Memoirenliteratur
ließen sich anführen: Ferdinand Wernigg,
kommunistischer Mitarbeiter von Matej-
ka im Stadtamt, erinnert sich an „Gedan-
kenspielereien“ dieser Art und erwähnt
ein Gespräch mit einem KPÖ-Führungs-

mitglied, in dessen Rahmen
ihm die Position eines Direk-
tors der Nationalbibliothek in
Aussicht gestellt wurde.17

Unzweifelhaft waren vor al-
lem in der Parteibasis Auffas-
sungen vorhanden, dass man
aufgrund der Präsenz der Ro-
ten Armee den Weg zum So-
zialismus abkürzen könne:
Nach der Befreiung sahen
viele den Übergang zur
Volksdemokratie und zum
Sozialismus als harmonischen
und quasi automatischen Pro-
zess, was nicht zuletzt auch
mit dem in der kommunisti-
schen Weltbewegung verbrei-
teten Geschichtsoptimismus
zu tun hatte, der den Sozialis-
mus weltweit auf einem un-
aufhaltsamen Siegeszug sah.
Solange die Besatzungstrup-
pen im Land seien, mag vie-
len auch im Jahr 1947 – ent-
gegen den politischen Rea-
litäten – die Frage der Macht
als noch nicht entschieden er-
schienen sein. Vor diesem
Hintergrund musste in einer
Resolution des Zentralkomi-
tees vom Juli 1956 – also
nach Abschluss des Staatsver-

trages – Selbstkritik geübt worden. Pro-
blematisiert wurde der Zweckoptimis-
mus dieser Jahre: Den Parteimitgliedern
sei die schwierige Lage nicht genügend
vor Augen geführt worden, die Situation
sei von der Parteiführung zu optimistisch
dargestellt worden. Vor allem in Wien
und Niederösterreich, wo sich die KPÖ
unter der Patronanz der sowjetischen Be-
satzungsmacht bedeutende Positionen
aufbauen konnte, seien Illusionen ge-
schürt worden.18

Beginnender Kalter Krieg

Spektakuläre Quellenfunde aus dem
Zentralen Parteiarchiv der KPÖ können
dem Moskauer Dokument keine entge-
gen gehalten haben. Weder in den Kurz-
protokollen der Sitzungen des Sekreta-
riats noch in den Wortprotokollen des
Zentralkomitees findet sich ein Hinweis,
dass Teilungsabsichten Gegenstand der
Debatte gewesen sind. Es kann mit
großer Sicherheit davon ausgegangen
werden, dass die Mitglieder des Zentral-
komitees über die Aussprache in Moskau
und deren Inhalt nicht informiert worden
sein dürften. Klarerweise gab es auch
keinerlei Beschlüsse, die in irgendeiner
Art und Weise Teilungsabsichten zum

Andrej Zdanov, für außenpolitische Fragen zuständiges Mitglied
des Politbüros der KPdSU.
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Inhalt hatten. Das Kurzprotokoll der Se-
kretariatssitzung vom 17.2.1948 – also in
unmittelbarer Folge der Aussprache in
Moskau – vermerkt nur lapidar, dass eine
„politische Information“ von Koplenig
zur Kenntnis genommen worden sei.19

So muss auch unklar bleiben, inwieweit
auch die Mitglieder des engsten KPÖ-
Führungskreis überhaupt über den Inhalt
der Aussprache informiert worden sind.

Zum angeblichen „Kurswechsel“ der
KPÖ ist also zu bemerken, dass allenfalls
von Überlegungen im Kreise der engsten
Parteiführung die Rede sein kann, und
nicht von einer dahingehenden Parteili-
nie, wie etwa in Presse oder profil sug-
geriert wird. Insgesamt geht aus dem Do-
kument vom Februar 1948 – wie die
oben zitierten Passagen zeigen – nicht
mehr hervor, als dass auf der Ebene der
Optionen über eine mögliche Teilung
Österreichs gesprochen wurde. Dass eine
solche Option zumindest erörtert wurde,
mag vor dem allgemeinen internationa-
len und innenpolitischen Hintergrund
des Jahres 1947 nicht sonderlich überra-
schen: 1947 war das Jahr wachsender
Ost-West-Spannungen, in dem der Kalte
Krieg endgültig ausbrach. Die Außenmi-
nisterkonferenzen der Siegermächte wa-
ren hinsichtlich der Deutschen Frage er-
gebnislos verlaufen, die Spaltung
Deutschlands wurde offensichtlicher. Im
März 1947 verkündete der US-amerika-
nische Präsident die „Truman-Doktrin“
zur weiteren „Eindämmung“ des Kom-
munismus. Auf „Containment“ und
Marshall-Plan reagierte das kommunisti-
sche Lager mit der Gründung des Kom-
munistischen Informationsbüros und der
Verkündigung der „Zwei-Lager-Theo-

rie“. In Westeuropa war die Nachkriegs-
offensive der Linkskräfte 1947 endgültig
zum Stehen gekommen, die kommunisti-
schen Parteien wurden aus den Regie-
rungen hinausgedrängt. Im Osten und
Südosten Europas wurde die volksdemo-
kratische Entwicklung beschleunigt.

Teilungspläne waren bis zu diesem
Zeitpunkt und in weiterer Folge vor al-
lem von westlicher Seite bekannt. In
den anglo-amerikanischen Nachkriegs-
planungen war zunächst vorgesehen,
dass Österreich Teil einer süddeutschen
Konföderation werden sollte.20 Im Mai
1945 gab es auf amerikanischer Seite
Überlegungen, in Salzburg eine Gegen-
regierung zur Provisorischen Regierung
Renner, die als sowjetische Marionet-
tenregierung eingeschätzt wurde, zu bil-
den,21 in Tirol wurde im Umfeld Karl
Grubers die Bildung einer Gegenregie-
rung erwogen.22 Im Frühjahr 1948 be-
gannen die US-amerikanische und briti-
sche Regierung mit der geheimen Wie-
derbewaffnung Österreichs, die westli-
chen Zonen Österreichs wurden in das
Verteidigungskonzept Westeuropas ein-
gebaut. In diesen Jahren ging auch die
Bundesregierung daran, im Bündnis mit
den westlichen Alliierten verdeckte
Alarmformationen der Gendarmerie –
die spätere B-Gendarmerie – aufzustel-
len. Das so genannte „Sonderprojekt“
unter der Ägide Franz Olahs sah vor,
im Kriegsfalle eine österreichische mi-
litärische Formation auf Seiten der We-
stalliierten einzusetzen. Die Staatsver-
tragsverhandlungen wurden von der
westlichen Seite gebremst, um ein mi-
litärisches Vakuum beim Abzug der Be-
satzungstruppen zu verhindern.23

Widerspruch zum Österreich-
nationalen Kurs

Entscheidend ist, das Dokument aus
dem Moskauer Archiv in den Gesamt-
kontext der KPÖ-Politik und -Strategie
einzuordnen: Die genannten Überlegun-
gen über eine Teilung Österreichs vom
Februar 1948 standen im völligen Gegen-
satz zur KPÖ-Gesamtpolitik der unmit-
telbaren Nachkriegsjahre und auch im
völligen Gegensatz zur Österreichpolitik
der Sowjetunion. Vor allem standen sie
im deutlichen Widerspruch zum Öster-
reich-nationalen Kurs und Österreichpa-
triotismus der KPÖ. Es war ab 1945 die
Orientierung auf die Einheit des Landes,
aus der alle weiteren strategischen Über-
legungen abgeleitet wurden. Die Bereit-
schaft der KPÖ, als „verantwortungsbe-
wusste Staatspartei“ an der Provisori-
schen Regierung Renner und an der Kon-
zentrationsregierung Figl teilzunehmen,
entsprang vor allem einem Kalkül: Die
drohende Zerreißung des Landes zu ver-
hindern und mittels „demokratischer Zu-
sammenarbeit“ mit SPÖ und ÖVP eine
antifaschistisch-demokratische Entwick-
lung Österreichs einzuleiten bzw. die Op-
tion darauf zumindest offen zu halten.
Nachdem die Westmächte der Renner-
Regierung zunächst die Anerkennung
verweigerten, war die KPÖ vor diesem
Hintergrund, eben um die Einheit des
Landes zu wahren, zu weitgehenden in-
nenpolitischen Konzessionen bereit: Sie
verzichtete beinahe völlig auf Massenak-
tivitäten zur Durchsetzung ihrer Ziele
und beschränkte sich auf Vereinbarungen
auf Parteienebene, was ihr eine große
Kompromissbereitschaft abverlangte.24

Auch die Österreichpolitik der Sowjet-
union sah zu keinem Zeitpunkt eine kom-
munistische Machtübernahme und Ein-
gliederung Österreichs in die sowjetische
Einflusssphäre vor. In den 1990er Jahren
freigegebene Akten der Nachkriegspla-
nungskommissionen bestätigen, dass die
Sowjetunion Österreich in ihren Konzep-
ten einer neutralen Zone zuordnete. Im
Vordergrund standen die Loslösung von
Deutschland, die Verhinderung jeder
Form von Teilnahme an einer Konfödera-
tion im Donauraum, sowie die Neutrali-
sierung des Kleinstaates.25 Entscheidend
waren die wirtschaftlichen Interessen der
Sowjetunion („Deutsches Eigentum“).
Darüber hinaus korrespondierte die so-
wjetische Österreichpolitik mit der KPÖ-
Strategie, über eine Regierung der natio-
nalen Front eine langfristige volksdemo-
kratische Entwicklung („friedlicher Weg
zum Sozialismus“) einzuleiten.

Friedl Fürnberg und Johann Koplenig bei der Geburtstagsfeier anlässlich des
60. Geburtstags des KPÖ-Vorsitzenden am 15. Mai 1951 im Wiener Konzerthaus.
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spielsweise in den USIA-Betrieben ge-
fährdet sah und ihr deshalb zum damali-
gen Zeitpunkt eine Prolongierung der Be-
satzung als vorteilhafter erschienen sein
mag. Nach der Kritik Zdanovs musste
Koplenig eingestehen, dass dieses Stre-
ben, „die sowjetischen Truppen so lange
wie möglich auf dem Territorium Öster-
reichs zu behalten, unrichtig gewesen“
sei. Zur Rechtfertigung hielt er jedoch
Zdanov entgegen, dass die Anwesenheit
der sowjetischen Truppen die von ihm
geforderte Entwicklung der „inneren de-
mokratischen Kräfte“ fördere. Ein Öster-
reich ohne Besatzungstruppen würde
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ein
solches Österreich sein, von dem die Mo-
skauer Deklaration gesprochen habe,
sondern ein Österreich unter dem völli-
gen Einfluss der USA, so Koplenig.

Zdanov widersprach darauf erneut:
auch die sowjetische Besatzung werde
zu einem Hindernis für die demokrati-
sche Entwicklung Österreichs: „Die Un-
abhängigkeit eines Landes kann sich
nicht auf ausländische Truppen stützen.
Die inneren demokratischen Kräfte und
die Führung der Kommunistischen Par-
tei sind die echte Stütze für die Unabhän-
gigkeit. Ihr geht von einem Unglauben
an eure Kräfte aus, aber wir gehen vom
Glauben an diese Kräfte aus. Darin be-
stehen die ernsten Meinungsverschie-
denheiten zwischen uns und euch.“

Fehleinschätzung 
der Perspektive

Friedl Fürnberg deutete in seinem ab-
schließenden Statement jene zwei Optio-
nen an, die sich aus Sicht der KPÖ dar-
stellten: „Jene Lage, die derzeit in Öster-
reich besteht, ist die für uns schlechteste
Lage. Sie schafft eine Haltung der Per-
spektivenlosigkeit und Passivität. Es gibt
zwei Möglichkeiten der Beseitigung die-
ser Lage: 1) Wenn die internationale La-
ge nicht zulässt, in nächster Zeit die Be-
satzungstruppen aus Österreich abzuzie-
hen, dann wäre der beste Weg – die Tei-
lung Österreichs; 2) Je früher der Staats-
vertrag mit Österreich geschlossen wird,
desto besser.“ Zum einen spiegelt dieses
Statement die zuvor angesprochene offi-
zielle KPÖ-Linie dieser Jahre wider: Der
sofortige Abschluss des Staatsvertrags
wird als bevorzugte Option ins Treffen
geführt. Warum als Ausweg aus der dro-
henden Sackgasse das Szenario einer Tei-
lung angesprochen wird, hängt mögli-
cherweise auch damit zusammen, dass
die von Fürnberg angesprochene Desillu-
sionierung über die innenpolitische Ent-
wicklung von einem übertriebenen Opti-

Resümiert man die KPÖ-Politik dieser
Jahre, so steht das Eintreten für die Un-
abhängigkeit und Souveränität des Lan-
des, das Eintreten für den raschen Ab-
schluss eines Staatsvertrages, geradezu
im Mittelpunkt ihrer Programmatik und
auch ihrer Politik. Der Kampf um den
Staatsvertrag wurde von Beginn an als
eine der Hauptaufgaben der Partei cha-
rakterisiert.26 Bereits im Kabinettsrat der
Provisorischen Regierung Renner for-
derte Ernst Fischer am 24. Oktober 1945
den Abzug aller Besatzungstruppen.27 In
einer Resolution vom Juni 1946 wurde
ihre Herabsetzung auf ein Minimum ge-
fordert.28 Mit der ZK-Resolution vom
Jänner 1947 wurde eine regelrechte
Kampagne für den Abschluss des Staats-
vertrags und den sofortigen Abzug der
Besatzungstruppen eröffnet. Gleichzeitig
wurde die Politik der Regierung Figl–
Schärf als „Verschwörung gegen die
österreichische Unabhängigkeit“, als
Verrat an den nationalen Interessen
Österreichs kritisiert.29

Innenpolitische Schwäche und
Neuorientierung

Eine definitive Klärung der Frage,
warum dennoch unter KPÖ-Führungs-
mitgliedern die Teilungsoption Ende
1947 bzw. Anfang 1948 offenbar ernst-
haft erörtert worden ist – und dies geht ja
aus dem Dokument unzweifelhaft hervor
–, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht
möglich. Dass eine Teilung Österreichs
zu diesem Zeitpunkt manchen als offen-
bar vorteilhaftere Option erschienen sein
mag, hängt meiner Meinung nach neben
den genannten internationalen Entwick-
lungen vor allem mit Problemen der not-
wendigen Neuorientierung der KPÖ und
damit verbundenen Unsicherheiten zu-
sammen. Unmittelbar nach der Befrei-
ung erschien die Orientierung auf eine
Volksdemokratie und ein „neues Öster-
reich“ antifaschistisch-demokratischen
Zuschnitts mehr oder weniger als Tages-
aufgabe. Spätestens nach den November-
wahlen 1945 war jedoch klar, dass es
sich dabei nur um langfristige Perspekti-
ve handeln konnte. Die volksdemokrati-
sche Orientierung wurde jedoch weitge-
hend in der Form beibehalten, wie sie im
Anschluss an den VII. Weltkongresses
der Komintern in der Zeit des Exils ent-
wickelt worden war. Der Übergang von
SPÖ und ÖVP zu einer Politik der We-
storientierung, die kapitalistische Re-
stauration in Österreich, die Dauerkoali-
tion von SPÖ und ÖVP, das Auseinan-
derfallen der Antihitlerkoalition und der
beginnende Kalte Krieg im internationa-

len Maßstab wurden nur zögerlich einge-
schätzt. Die Orientierung der KPÖ auf
einen antifaschistischen Block der drei
demokratischen Parteien mit dem Ziel
einer volksdemokratischen Umwälzung
entsprach 1947 längst nicht mehr den na-
tionalen und internationalen Kräftever-
hältnissen. Vor der KPÖ stand die Auf-
gabe, längerfristige, differenziertere Per-
spektiven zu erarbeiten.

Zu diesem Zeitpunkt, 1948, war die
KPÖ bereits mehr oder weniger völlig in
die innenpolitische Isolation geraten.
Aus den Novemberwahlen 1945 war die
KPÖ als Kleinpartei hervorgegangen; al-
le Versuche in den Folgejahren, die in-
nenpolitischen Kräfteverhältnisse in Be-
wegung zu bringen, scheiterten: Die En-
de 1946 gestartete Neuwahlkampagne,
von der sich die KPÖ eine Stärkung ihres
Stimmenanteils erhoffte, blieb ergebnis-
los. Gespräche Ernst Fischers mit Reprä-
sentanten der ÖVP 1947, die als „Figl-
Fischerei“ in die Geschichte eingingen,
brachten keine Stärkung des KPÖ-Ein-
flusses in der Regierung, sondern be-
schleunigten ihre völlige Isolierung. SPÖ
und ÖVP rückten noch enger zusammen
und vertieften ihre Westorientierung.
Der Regierungsaustritt der KPÖ im No-
vember 1947 blieb innenpolitisch völlig
folgenlos: Es gab keine Regierungskrise
und auch keine Neuwahlen.

In dieser Situation der innenpoliti-
schen Schwäche und der Notwendigkeit
der Erarbeitung einer neuen Orientie-
rung kam plötzlich Bewegung in die
Staatsvertragsverhandlungen, nachdem
der „Cherriere-Plan“ einen Ausweg aus
der Sackgasse der bisherigen Verhand-
lungen andeutete: Gegen eine Ablöse
sollte das „Deutsche Eigentum“, der bis-
herige Zankapfel, an Österreich überge-
ben werden.30 Die von der Sowjetunion
geforderten 200 Millionen Dollar an Ab-
lösezahlungen waren auch Gegenstand
der Besprechung in Moskau im Februar
1948. Gegen Zahlung dieser Summe war
die Sowjetunion offenbar bereit, ein En-
de des Besatzungsregimes herbeizu-
führen. Für die KPÖ war klar, dass die
österreichische Regierung diese Summe
nicht aufbringen konnte, es hätten also
die Amerikaner einspringen müssen,
was die KPÖ klarerweise in propagandi-
stischer Hinsicht in große Schwierigkei-
ten gebracht hätte.

Die neue sowjetische Linie dürfte die
KPÖ offenbar vollkommen unvorbereitet
getroffen haben: Gewiss dürfte es auch
eine Rolle gespielt haben, dass sie durch
den drohenden Abzug der sowjetischen
Armee ihre maßgebliche Position bei-



vor dem Hintergrund der Unklarheit der
internationalen Entwicklung im zeitlichen
Umfeld der Kominform-Gründungskon-
ferenz sogar ausschlaggebend dafür, dass
in KPÖ-Führungskreisen über die Tei-
lungsoption nachgedacht wurde.

Putschabsichten 
und „Aktionsplan“

Abschließend zu den angeblichen Put-
schabsichten der KPÖ in der unmittelba-
ren Nachkriegszeit: Aufschwung erhielt
die Sowjetisierungsthese erneut gegen
Ende der 1980er Jahre durch einen Quel-
lenfund des österreichisch-amerikani-
schen Historikers Günter Bischof: Dieser
machte im Pariser Militärarchiv einen
angeblichen Putschplan der KPÖ vom
15. November 1948 ausfindig, der auf 40
Seiten sehr detailliert die Machtübernah-
me der KPÖ in Wien durch 17.000 Akti-
visten vorsieht und der französischen
Besatzungsmacht in die Hände fiel. Bi-
schof hat seither in zahlreichen Publika-
tionen dieses als „Aktionsplan“ bezeich-
nete Dokument als Beleg für die angebli-
chen Putschabsichten der KPÖ herange-
zogen.36 Anknüpfend an die Beiträge Bi-
schofs findet sich nunmehr wieder in bei-
nahe sämtlichen zeitgeschichtlichen Pu-
blikationen die neue „Sprachregelung“,
dass die HistorikerInnen „immer noch
geteilter Meinung“ seien über die Echt-
heit der angeblichen KPÖ-Putschpläne.37

In einer allgemeinen „Einführung“ des
„Aktionsplans“ heißt es, das Zentralkomi-
tee der KPÖ habe beschlossen, „alle Maß-
nahmen vorzubereiten, die notwendig
sind, um im gegebenen Falle alle reak-
tionären und dem westlichen Kapitalis-
mus hörigen, arbeiterfeindlichen Elemen-
te schlagartig auszuschalten“. Eine „Ge-
neraleinsatzstelle“ sollte die Aktivitäten
in zehn verschiedenen Abschnitten leiten.
Im „Einsatzplan“, dem Herzstück des Ak-
tionsplans, wurde detailliert festgelegt,
welche öffentlichen Stellen und Gebäude
– bis hin zu Sektionslokalen von SPÖ und
ÖVP – besetzt und welche wichtigen Per-
sonen festgenommen werden sollten, al-
len voran Leopold Figl, Adolf Schärf, Ju-
lius Raab, Karl Gruber und Oskar Hel-
mer. Sonderbeauftragte sollten wichtiges
Aktenmaterial sicherstellen.38

Gerüchte über einen bevorstehenden
kommunistischen Putschversuch waren
ab 1947 verstärkt verbreitet worden: ge-
warnt wurde vor einem kommunisti-
schen Umsturz in Österreich nach unga-
rischem Muster. Insgesamt ist der Zu-
sammenhang zu internationalen Ent-
wicklungen auffällig: Nach den Ereig-
nissen in der Tschechoslowakei im Fe-

mismus begleitet wurde, der an die Ent-
wicklungen in Osteuropa anknüpfte: Of-
fenbar fühlten sich die KPÖ-Spitzen
durch die Umwälzungen in Osteuropa,
konkret ging es 1947 um die Ereignisse
in Ungarn, beflügelt. Wortmeldungen
von Ernst Fischer, Friedl Fürnberg und
Johann Koplenig am ZK-Plenum im Mai
1947 verdeutlichen ihre völlige Fehlein-
schätzung der Perspektive: „Wir sind die
Sieger von morgen, das sagen wir nicht
als Phrase, als Agitation, als Propagan-
da. [...] die Würfel sind gefallen, das
Schicksal des österreichischen Volkes ist
entschieden, wie die Entwicklung der
Völker in unserer Umgebung“, führte
Ernst Fischer aus.31 Koplenig unterstrich
in seinem Schlusswort die Auffassung
von Fürnberg, „daß die Frage der Ent-
wicklung in Österreich auf Grund der
Moskauer Konferenz (gemeint sind die
Staatsvertragsverhandlungen im März
und April 1947, Anm.) im großen gese-
hen bereits entschieden ist, und zwar ent-
schieden in der Weise, daß Österreich
keine amerikanische Kolonie, kein Boll-
werk und kein Brückenkopf reaktionärer
und imperialistischer Kräfte des Westens
sein wird, sondern daß Österreich den
Weg gehen wird, den unsere Nachbarn in
den anderen Ländern, in der Tschecho-
slowakei, Ungarn usw. gehen“.32

Ein womöglich entscheidender Ge-
sichtspunkt, der die Einordnung des Do-
kuments erleichtert, ist ferner der bevor-
stehende Kominform-Konflikt: Die von
Peter Ruggenthaler wohl zutreffend als
„Canossagang“33 interpretierte Moskau-
Reise von Koplenig und Fürnberg erfolg-
te möglicherweise weniger vor dem Hin-
tergrund der notwendigen Klärung Öster-
reich-politischer Fragen, sondern im Zu-
sammenhang mit dem sich abzeichnenden
sowjetisch-jugoslawischen Konflikt. Die
bisher veröffentlichten Quellen zeigen,
dass den KPÖ-Führungsmitgliedern von
Mitgliedern der jugoslawischen
Parteiführung, namentlich von Kardelj
und Djilas, geraten worden war, in der so-
wjetisch besetzten Zone einen Separat-
staat zu errichten. Auch den Führern der
italienischen KP wurde Unterstützung im
Falle einer Machtergreifung in Norditali-
en zugesichert.34 Friedl Fürnberg führte
gegenüber Zdanov auch diese Ratschläge,
die von der ZK-Abteilung für Außenpoli-
tik der KPdSU als „abenteuerlich“ verur-
teilt wurden,35 als Rechtfertigung an. Die
Frage, inwieweit diese Empfehlungen der
jugoslawischen Parteiführung die KPÖ-
Spitzen in ihren Überlegungen beeinflus-
sten, lässt sich zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht klären. Womöglich waren sie
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bruar 1948 erhielten die Putschgerüchte
neuen Auftrieb, sie intensivierten sich
weiter bis zur Berlin-Krise im Herbst
1948. Vor allem die US-amerikanischen
Geheimdienstberichte illustrieren diese –
wie Manfried Rauchensteiner schreibt –
„kaum überbietbare Gerüchtewelle“.39

Im September 1948 war im steirischen
SPÖ-Organ gar von einer Kominform-
Direktive an die KPÖ die Rede, auch in
Österreich auf dem Putschwege die
Volksdemokratie zu errichten.40

Hinzuweisen ist auf zwei innenpoliti-
sche Aspekte: Die KPÖ versuchte sich
nach dem Ausscheiden aus der Regie-
rung als Oppositionspartei zu profilieren
und forcierte die außerparlamentarische
Aktivität. Es waren vor allem die maß-
geblich von den KommunistInnen inspi-
rierten Streiks im März 1948 und die
Lohnbewegungen im Herbst, die nun als
Putschversuche interpretiert wurden.
Insgesamt ist die Gleichzeitigkeit von
Putschgerüchten und den Lohn-Preis-
Abkommen der Jahre 1947, 1948 und
1950 auffällig: Der Wirtschaftshistori-
ker Fritz Weber schreibt, dass hier „der
funktionale Antikommunismus der So-
zialisten eine Art Bannfluch gegen Strei-
kaktionen“ war, „die unter kommunisti-
scher Führung stehen mußten, weil die
sozialistischen Gewerkschafter Streiks
zu verhindern suchten“.41 Widerstände
gegen soziale Belastungen wurden so-
fort als kommunistische Putschvorberei-
tung qualifiziert, sämtliche Protestfor-
men wurden als kommunistische Um-
sturzversuche denunziert.

Von Bedeutung ist auch der Zusam-
menhang der Putsch-Metapher zu den
Wiederaufrüstungsplänen der Bundes-
regierung und der Westmächte: „Als ab-
straktes Bedrohungsszenario blieb die
kommunistische Gefahr [...] maßgebli-
ches Element der Legitimierung der Re-
militarisierung“, argumentiert Christian
Stifter.42 Die Putsch-Metapher wurde
bewusst in der Öffentlichkeit zur
Durchsetzung kurz- bzw. langfristiger
Ziele im Kalten Krieg eingesetzt,
schreibt Oliver Rathkolb.43

Neben diesen beiden Gesichtspunkten
belegt jedoch bereits eine formale Ana-
lyse des „Aktionsplans“ meiner Ein-
schätzung nach, dass es sich bei diesem
Dokument um eine ausgesprochen plum-
pe Fälschung handeln muss: Knoll und
Haidinger haben darauf aufmerksam ge-
macht, dass die Maschinschrift des Ex-
posees ein Schriftbild einer Schreibma-
schine zeige, „die eindeutig erst nach
1948 in Verwendung war“.44 Im Brief-
kopf des Planes wird eine „Landeslei-
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tung Wien“ der KPÖ angeführt, obwohl
das Leitungsgremium der Wiener KPÖ
damals wie heute als „Wiener Stadtlei-
tung“ bezeichnet wurde und wird. Eine
Aktenzahl „Präs. 311/VI-IX/48 K-M/D-
U/H-F“, die in keiner Weise mit dem
sonst üblichen KPÖ-internen Schriftver-
kehr im Zusammenhang steht und wohl
auf Initialen von KPÖ-Führungsmitglie-
dern und der Planausarbeiter verweisen
soll, leitet das Dokument ein. Es mangelt
im Dokument nicht an Hinweisen auf
frühere Operationspläne und Direktiven,
alle mit Aktenzahlen versehen. Als die
drei Autoren des Aktionsplans werden
Heinrich Dürmayer, Max Umschweif
und Franz Marek angegeben. Während
Dürmayer und Umschweif nach 1945 zu-
mindest an leitender Stellung in der
Staatspolizei tätig waren, ist die Nennung
von Franz Marek wenig plausibel. Als
Chefredakteur des KPÖ-Theorieorgans
Weg und Ziel war Marek gewiss stärker
mit ideologischen Fragen als mit Fragen
von Generaleinsatzstellen, Straßenkon-
trollen und Kurierdiensten beschäftigt.

Einigermaßen konstruiert mutet die Zu-
sammensetzung der Generaleinsatzstelle
an: Die politische Leitung oblag dem Par-
teivorsitzenden Koplenig, die strategische
Leitung General i. R. Fritz Franek. Fra-
nek, Kommandeur der Wiener Reichsgre-
nadierdivision Hoch- und Deutschmei-
ster, war 1944 an der Ostfront festgenom-
men worden und trat in der Endphase des
Krieges im Sinne der Exilkonzeptionen
der KPÖ im Moskauer Rundfunk für ein
unabhängiges und demokratisches Öster-
reich ein.45 Nach seiner Rückkehr im Jahr
1948 kursierten Gerüchte, dass er als
Kommandeur des USIA-Werkschutzes
tätig sein solle, was Franek stets demen-
tierte.46 Für Kurierdienste verantwortlich
zeichnete Franz Marek, für den Sanitäts-
dienst ein in KPÖ-Kreisen nicht bekann-
ter Dr. Anton Roth. Polizeichefarzt Ema-
nuel Edel wäre ein dieser Stelle wohl
plausibler gewesen. Für den Verpfle-
gungsdienst war Hella Postranecky zu-
ständig, die zu dieser Zeit in der Frauen-
arbeit der KPÖ tätig war. Für die Ver-
pflegung der Putschisten prädestinierte
sie Ende 1948 wohl nichts mehr, als dass
sie in der Renner-Regierung 1945 Unter-
staatssekretärin für Volksernährung war.
Als Abschnittskommandanten werden
Max Umschweif, Gottlieb Fiala, Ludwig
Berg, Otto Horn, Theodor Maller, Josef
Lauscher, Otto Brichacek, Laurenz Gen-
ner, Josef Kral und Fritz Weissenböck
genannt. Als Kurier ist statt Leopold Spi-
ra fälschlicherweise von Franz Spira die
Rede.

Teilungsoption in eine Phase der Um -
orientierung, in der die Notwendigkeit
der Entwicklung einer neuen Perspektive
offensichtlich wurde. Aus meiner Sicht
ist dieser Gesichtspunkt der entscheiden-
de Zusammenhang, in den diese Überle-
gungen einzuordnen sind: Sie reflektie-
ren primär Unsicherheiten dieser Neu-
und Umorientierung.

Kam bereits im Gefolge des VII. Welt-
kongresses der Komintern im Jahr 1935
der wesentliche Impuls zur damaligen
strategischen Wendung – hin zur Politik
der antifaschistischen Einheits- und
Volksfront – von außen, von der Komin-
tern und Georgij Dimitrov, so kann auch
am Beispiel der Moskauer Aussprache im
Februar 1948 gezeigt werden, dass die
sowjetische Einflussnahme unmittelbare
Folgen zeigte: im konkreten Fall zum
Nutzen Österreichs und zum Nutzen der
KPÖ. Es war die sowjetische Führung,
die entschieden gegen eine Spaltung
Österreichs auftrat und der KPÖ den end-
gültigen Anstoß für die Einleitung einer
längerfristigen Perspektive gab.

Dass die sowjetische Kritik Klarheit
brachte, belegen auch KPÖ-interne
Quellen: Wenige Wochen nach der Aus-
sprache behandelte das ZK-Plenum im
März 1948 schwerpunktmäßig den
Kampf der KPÖ um den Staatsvertrag.
Das Referat von Ernst Fischer wurde in
hoher Auflage von 15.000 Exemplaren49

mit dem Titel „Ende der Besetzung“ als
Broschüre verbreitet.50 Anknüpfend an
die Ratschläge von Andrej Zdanov ging
Koplenig nunmehr soweit, die Anwesen-
heit der Sowjettruppen in Österreich un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen als

Insgesamt ist mit großer Sicherheit da-
von auszugehen, dass Putschpläne wie
der „Aktionsplan“ der KPÖ aus der Pro-
duktion westlicher Geheimdienste – oder
gar der österreichischen Staatspolizei47 –
stammen, um die Ängste der Bundesre-
gierung und der österreichischen Bevöl-
kerung vor einer permanenten kommuni-
stischen Gefahr zu stärken.48

Resümee

Aus meiner Sicht erledigt sich die
Putschthese nunmehr auch vor dem Hin-
tergrund des sowjetischen Dokuments
vom Februar 1948: In sämtlichen neue-
ren sowjetischen Quellen gibt es keiner-
lei Hinweise auf von der Sowjetunion
gesteuerte Umsturzversuche in Öster-
reich. Dass die KPÖ-Führung ohne Un-
terstützung der sowjetischen Regierung
– konkret im November 1948, also neun
Monate nach der Aussprache in Moskau
– an die Ausarbeitung solcher abenteu-
erlicher Pläne ging, die mit der Gefahr
der Entfesselung eines Weltkriegs ver-
bunden gewesen wären, ist meiner Ein-
schätzung nach völlig ausgeschlossen.
Die angeblichen Putschabsichten der
KPÖ dürften rundweg ins Reich der
 Legenden zu verweisen sein.

Die Überlegungen im Zusammenhang
mit der Teilungsoption deuten hingegen
ein reales Problem an: Es geht nicht dar-
um, dass die KPÖ mit ihrem Eintreten
für den Staatsvertrag ihre wahren Inter-
essen tarnen wollte; nicht Machtüber-
nahmepläne sind der entscheidende Be-
zugspunkt für die Überlegungen hin-
sichtlich einer Teilung Österreich. Wie
gezeigt fällt das Nachdenken über die

Die „Hungerdemonstration“ am 5. Mai 1947 vor dem Bundeskanzleramt wurde zum
ersten „Putschversuch“ der KPÖ stilisiert.
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„Erschwerung“ zu bezeichnen. Nach Ab-
zug aller Besatzungstruppen werde sich
der Klassenkampf in Österreich erleich-
tern, so Koplenig.51 Selbstkritisch wurde
von den Rednern festgestellt, dass das
bisherige Eintreten der KPÖ für Unab-
hängigkeit, Souveränität und Staatsver-
trag bisher über die bloße Deklaration
nicht hinausgekommen sei. Es sei bisher
nicht einmal gelungen, die eigenen Ge-
nossen von der Notwendigkeit dieses
Kampfes zu überzeugen.52 In seinem
Schlusswort unterstrich Fischer noch
einmal, dass der Kampf um den Staats-
vertrag und die Unabhängigkeit „nicht
einfach Agitation“ sei: „Dieser Kampf
ist absolut ernst gemeint, nicht dass ein-
zelne Genossen vielleicht augenzwin-
kernd hingehen und sagen aus propa-
gandistischen Gründen stellen wir das
mehr in den Vordergrund.“53

Die vom Plenum verabschiedete Reso-
lution kritisierte die Verschleppung des
Staatsvertrags durch die Westmächte und
die beiden Koalitionsparteien und forder-
te den sofortigen Abzug aller Besat-
zungstruppen.54 Diese Linie blieb für die
KPÖ bis 1955 bestimmend. In weiterer
Folge rückte das Eintreten für die Neutra-
lität in den Mittelpunkt der kommunisti-
schen Staatsvertragspropaganda, ja in
den Mittelpunkt ihrer Politik überhaupt.
Die Neutralitätspropaganda der Kommu-
nisten hatte nicht zuletzt zur Folge, dass
die Neutralitätsthematik in der öffentli-
chen Debatte der Jahre 1950 bis 1954
vollkommen in den Hintergrund gedrängt
wurde, vor allem nach dem gescheiterten
Generalstreikversuch im Oktober 1950.
Dennoch war es die außenpolitische Op-
tion der Neutralität, die 1955 den Durch-
bruch zum Abschluss des Staatsvertrages
brachte, weshalb die KPÖ zu Recht – und
daran ändern auch die neu bekannt ge-
wordenen Fakten nichts – auf ihr Engage-
ment für Staatsvertrag und Neutralität
hinweisen konnte.
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m Samstag, 26. November 2005,
fand in Wien-Wieden, Gußhaus-

straße 14, die ordentliche Generalver-
sammlung der ALFRED KLAHR GESELL-
SCHAFT statt. Auf ihr wurden wichtige
Veränderungen beschlossen. Im Ein-
vernehmen mit den Eigentümervertre-
tern des Parteiarchivs der KPÖ wurde
festgelegt, die AKG aus ihrer Funktion
als Verwalterin des Parteiarchivs zu
entlassen, deren Wahrnehmung aus fi-
nanziellen und personellen Gründen
seit Ende 2003 in professioneller Weise
nicht mehr möglich war. Das bedeutet,
dass die AKG künftig als Verein mit
dem Schwerpunkt Öffentlichkeitsar-
beit tätig sein wird. Im Rahmen dieser
Aufgabe wird die AKG mit der KPÖ
Steiermark zusammenarbeiten und
von ihr für Leistungen, die sie für den
zu gründenden KPÖ-Bildungsverein
Steiermark erbringt, finanzielle Unter-
stützung erhalten.

Der Fortfall der Agenden der Archiv -
verwaltung machte die Anpassung des
Vereinsstatuts an die neuen Gegeben-
heiten notwendig, wofür zwei Anträge
der Generalversammlung unterbreitet
wurden. Nach ausführlicher Diskussion
und Zusammenführung der am besten
geeigneten Formulierungen auf Vor-
schlag Dr. Walther Leebs wurde das
neue Statut mit großer Mehrheit zum Be-
schluss erhoben. Der nunmehrige Name
unseres Vereins lautet: Alfred Klahr Ge-
sellschaft. Verein zur Erforschung der
Geschichte der Arbeiterbewegung.

Da 2005 die vierjährige Periode des
Vorstands und die sechsjährige Periode
der RechnungsprüferInnen abliefen, war
deren Neuwahl erforderlich. Verände-
rungen in der personellen Zusammenset-
zung des Vorstands ergaben sich durch
die von Präsidenten Hans Hautmann
schon seit längerer Zeit angekündigte
Zurücklegung seiner Funktion sowie
die von Winfried Garscha als Schrift-
führer und von Claudia Kuretsidis-Hai-
der als Vizepräsidentin. Während die
bisherigen RechnungsprüferInnen
(Heinz Allwein, Hannelore Steindl, Re-
nate Vodnek) in ihrem Amt bestätigt
wurden, erbrachte die für beide Ver-
einsorgane geheim abgehaltene Wahl
für den Vorstand folgendes Ergebnis:

Walther Leeb (Präsident), Irma
Schwager (Vizepräsidentin), Gerhard
Oberkofler (Vizepräsident), Hans Mi-
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Goller, Heimo Halbrainer, Hans Haut-
mann, Claudia Kuretsidis-Haider, Si-
mon Loidl, Manfred Mugrauer, Elke
Renner, Elisabeth Rizy, Thomas
Schönfeld, Christine Schindler, Fini
Seif, Valentin Sima und Willi Weinert.

Für Jänner 2006 sind vertiefende Ge-
spräche mit den VertreterInnen der stei-
rischen KP über die künftigen Formen
des Zusammenwirkens anberaumt. Die
Perspektiven der AKG sind nach die-
sen Veränderungen insgesamt günstig,
und es liegt jetzt an uns, den neuen
Weg erfolgreich zu beschreiten.
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